Beitrag 
zu den Diskussionen 


über den 
Antiterrorismus 


< Tarnac » ist der Name einer Medien-politischen Aktion, um die viel Lärm 
gemacht wurde. Angeführt wurden die Diskurse, bezüglich dieser 
Angelegenheit, in der Öffentlichkeit von Unterstützungskomitees, Nahe 
stehenden und einigen Angeklagten. Diskurse die letztlich politische Positionen mit 
sich führten. Viele dieser Diskurse störten uns, einige haben uns wütend gemacht; mit 
unterschiedlichen Begründungen. Indem wir hier einige darlegen, wollen wir Klarheit 
bekommen und die Diskussionen die wir hatten teilen; auch darum, weil die 
Gedanken zum Thema Tarnac für viele andere Situationen im Kampf gegen die 
Repression gelten. 
Das ist also, worüber wir in diesem Text sprechen, der « öffentliche Diskurs » die 
Repression betreffend, dass heiszt was öffentlich gesagt und geschrieben wird über 
die juristischen Gesichtspunkte dieses Rechtsstreits. 
Es handelt sich hier überhaupt nicht darum davon zu sprechen, was man vor Gericht 
sagt oder nicht. Die Angaben innerhalb der juristischen Elemente 


und die öffentlichen Diskurse, die bezüglich einer Rechtssache ablaufen entsprechen 
einander nie, das Ganze bleibt immer undurchsichtig. Andererseits sind wir überzeugt 
davon, dass es notwendig ist einen öffentlichen Diskurs aufzubauen, der nicht 
komplett von der Gesetzesverteidigung diktiert wird. Dabei betrachten wir genau den 
Geist, der dem öffentlichen Diskurs politische Positionen beifügt, die weit über diese 
spezielle Repressionssituation hinausgehen. 


Angesichts der Repression ist es nicht einfach sich zu positionieren, herauszufinden 
wie man dem Staat gegenüber ein Kräfteverhältnis für die Situationen in denen man 
geschwächt ist, aufbauen kann. Diese Fragen haben im Inneren der Bewegung immer 
existiert, denn man sucht jedes mal neu angesichts einer Situation die Mittel, um 
nicht verloren zu gehen. Es erscheint uns dringlich diese Debatte einzuleiten und 
dazu beizutragen die öffentlichen Diskurse auszuarbeiten, die wir angesichts dieser 
Situation ausdrücken wollen. Solche Diskurse, die nicht im Widerspruch stehen mit 
dem was wir denken, mit uns tragen und was Widerhall findet bei anderen Leuten, 
die auch unter Repression leiden. 


Es ist ebenso notwendig über die Art und Weise der Verbreitung unserer Diskurse 
nachzudenken. Die Medienstrategie um « Tarnac » stellt für uns ein Problem dar, 
auch wenn wir keine grundsätzliche Position gegen das Intervenieren in den groszen 
Medien haben. Zum Groszteil der Zeit sind es die groszen Medien die alle Asse im 
Ärmel haben, wobei ihre Interessen nie unsere sind. Denn, wenn sie nicht Wort für 
Wort die Diskurse des Staates wiedergeben, legitimieren sie diese, indem sie 
bestenfalls nichts weiter machen, als bestimmte Machtmissbräuche herauszustellen. 
Sie bemächtigen sich auf Gutdünken ihrer politischen und wirtschaftlichen 
Interessen, bestimmter Aspekte eines Rechtsprozesses. Daher enthält die Suche nach 
kollektiven Interventionsmasznahmen, die den alltäglichen Medien und TV Spots 
etwas entgegensetzen einen hohen Stellenwert. Auch das der Weiterlauf unserer 
Diskurse nicht völlig veraltet ist reiht sich ein in den Zusammenhang des 
Kräfteverhältnisses. Zum Beispiel stört man eine Radiosendung und greift direkt ein. 
Andererseits ist es besser unsere eigenen Kommunikationsmittel einzusetzen und zu 
versuchen unserer eigenen Solidarität ein wenig Gehalt zu geben. 

Die öffentlich Diskurse die man führt sollten von anderen Leuten verstanden und 
geteilt werden können. Daher kommt das Bedürfnis sich zu fragen : auf welcher 
Basis möchte man die solidarische Verbundenheit mit beschuldigten Personen 
anzetteln ? Wenn wir uns solidarisch zeigen passiert das nicht, weil die Leute 
Ausnahmeprozesse, wie die Antiterrorprozesse erleiden, sondern weil der Antiterror 
ein unter anderem vom Klassengesetz erlaubter Bestandteil dieser Gesetzgebung ist, 
die ihrerseits Werk einer Besitz-Interessenverteidigung ist. Es ist weder 


weil die Beschuldigten eine spezielle Lebensweise haben, noch weil sie Teil einer 

« Bewegung » sind (Typ « anarcho-autonom ») , da solche Einheiten Abspaltungen 
erfordern. Im Gegenteil, wir bekennen uns solidarisch wenn Praktiken, Handlungen 
der Revolte, die Teil haben an den Kämpfen der sozialen Bewegung, attackiert 
werden. Das Ziel sei die Attacken unschädlich zu machen indem sie in den 
juristischen Zusammenhang eingesperrt werden. 


Antiterrorismus 


v 


EINIGEN HAT ES NICHT AN KRITIK GEMANGELT vom Werkzeug 
Antiterrorismus gebrauchen zu machen, begründet auf der Unverhältnismäszigkeit 
zwischen den angewandten Mitteln und dem Ursprung des denen folgenden Anstiegs 
von Gesetzesbrüchen, zum Beispiel bei der « Affaire Tarnac » bei der es sich um 
einfache Sabotage und nicht um Attentate handelte. 

Andere haben sogar die Existenz dieser Gesetzgebungen in Frage gestellt die den 
Prinzipien des demokratischen Grundgesetzes widerspräche. Schlieszlich sehen 
einige Leute im Antiterrorismus und im permanent gewordenen Ausnahmezustand 
eine richtige Regierungsart (« mode de gouvernement »); All diese Kritiken haben 
gemein das sie diese Regierungsart als etwas auszergewöhnliches darstellen, eine 
Ausnahme des Gesetzes. Trotzdem unterscheidet sich der Antiterrorismus weniger als 
es erscheint von anderen juristischen Prozessen.(1) 

Im Falle der Zusammenschlüsse von Verbrechern, Rauschgifthandel, organisierter 
Banden....kann die Gewahrsamnahme auch mal 4 Tage(2) andauern, die U-Haft 
dauert lang und ist schwer vermeidlich, die Strafen mit denen zu rechnen ist wurden 
erhöht. Diese Repressions Masznahmen, die dargestellt werden als 
Ausnahmerechtssprechung ‚sind oft angewandte Realität. Auszerdem, auch durch 
andere vom Staat konstruierte Kategorien wird willkürliche Repression 
hingenommen. Die Asylbewerber (sans-papiers) beispielsweise können eine 
Personalien Kontrolle von 32 Tagen im Abschiebeknast erleiden. Sie können ins 
Gefängnis kommen, weil sie sich ihrer Verschiffung widersetzen, um dann wieder in 
den Abschiebeknast zu kommen, bis sie abgeschoben werden. 


(1) Wir bedienen uns hier eines groszen Teils der Analyse des Textes von Leon Mattis, “ l'antiterrorisme n'est pas 
une exception” (der Antiterrorismus ist keine Ausnahme), Januar 2009, verfügbar auf 
www.LEONDEMATTIS.NET 

(2) Beim Antiterrorismus können aus juristischer Perspektive die Gewahrsamnahmen bis zu 6 Tagen dauern. Aber 
meistens dauern sie 4 Tage oder weniger. 


Tatsächlich ziehen die Antiterrorgesetze nicht unbedingt stärkere Repression nach 
sich als die Allgemeingesetze. Auch beim Antiterrorismus können die 
Gewahrsamnahmen kürzer als 6 Tage dauern, es kommt vor dass Leute vor ihren 
Prozessen aus der U-Haft entlassen werden und auch wenn die Strafen oft sehr hoch 
angesetzt sind, heiszt das nicht, das die Gerichte ihnen diese auch verhängen werden. 
Die Antiterrorprozesse konstruieren Anklagen auf der Basis mutmaszlicher Absichten 
denen Handluingen folgen oder nicht. Genauer gesagt, beim Antiterrorismus wie 
überall im Strafrecht stützen sich die Absichten auf gegenständliche « Indizien ». 
Umsomehr die Absichten bei der Anklage vorwiegen, umso mehr können 
unverfängliche Materialien bei der Schuldsprechung angewandt werden. Diese 
letzteren für sich genommen machen nicht notwendigerweise Gesetzesbrüche aus. 
Das kann der Besitz eines Eispickels sein, ein Anruf an eine bestimmte Person, 
Bargeld zu haben... Eine Person zu beschuldigen, sich darauf vorzubereiten dieses 
oder jenes Verbrechen zu begehen, auch vor dessen Realisation, ist gängige Praxis im 
gesamten Strafrecht. So kann eine Person beschuldigt werden Komplize zu sein bei 
der Vorbereitung eines Mordes, der nie passiert ist. Die Absichten werden immer 
unter Berücksichtigung der Vorstrafen eingeschätzt : vorsätzliche oder fahrlässige 
Tötung, absichtlicher Diebstahl oder nicht, vorsätzliche Schädigung... 


Die Besonderheit des Antiterrorismus besteht in der Tatsache, dass die 
Machthabenden die Personen der Absicht eines politischen Charackters beschuldigen. 
Es handelt sich in Frankreich darum « das Ziel zu haben die öffentliche Ordnung 
schwerwiegend durch Drohungen oder Terror zu stören ». In Europa ist dies unter 
anderem « schwerwiegend die grudlegenden politischen, konstitutionellen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Strukturen eines Landes oder einer internationalen 
Organisation zu destabilisieren oder zu zerstören ». Eine Handlung kann also als 
Allgemeinrecht oder als Terrorismus ausgelegt werden(3). Der Unterschied besteht 
nur in der Art der zugeschriebenen Absichten der beschuldigten Personen: Eine 
Ordnungwidrigkeit kann zu einer terroristischen Handlung werden wenn die Gerichte 
einschätzen das die Motivationen politische sind, in dem Sinne als dass sie die 
Fundamente des Staates angreifen(4). 


(3)In Spanien sagt das Gesetzt “ jede Arbeit die zur Unabhängigkeit von einem Teil des span territoriums dient auch 
nicht gewalttätig” wird als ein terroristischer Akt behandelt. 

(4)Eine dem Antiterrorismus eigene Spezifität betrifft das Schwurgericht. Das sind nur professionelle Magistrate, deren 
vorzeitige Urteilssprüche erkauft sind und nicht um eine öffentliche Jury, die das Schwurgericht bei den 
Antiterrorismusprozessen bilden. 


Betont man zu sehr die Besonderheiten des Antiterrorismus riskiert man, auch ohne 
es zu wollen einige hundert Menschen in einen Kreis einzusperren, der unter der 
Repression leidet. Indem eine Kategorisierung bekräftigt wird, erhalten die 
Machthaber deren gewünschte Existenz : die der « Terroristen ». Nun, !!! dieses 
Etikett dient, wie andere der Isolation, damit die Antiterrorrepression als etwas sehr 
spezifisches wahrgenommen wird, etwas das verhindert dass sich die Solidarität auf 
andere Repressionssituationen ausweitet. 

In den Vorstellungen ist der «Terrorist » ein Mann ohne Gesicht, all zeit bereit eine 
Splitterbombe in der Mitte einer Menschenmenge zu zünden. In der Realität 
entsprechen die Antiterrorprozesse vielfältig verschiedenen Situationen, die 
manchmal nichts weiter gemein haben und die sich selbst in ihren Begründungen 
unterscheiden: die separatistischen baskischen oder korsischen Bewegungen, 
Aktionen gegen Blitzer, das was der Staat als « islamistisch » oder « anarcho 
autonom » zusammenfasst... 

Selbstverständlich nennt sich niemand selbst « Terrorist ». Es sind die Staaten die 
diese Etiketten denen aufkleben, bei denen es notwendig ist, einen gegebenen 
Moment zu unterdrücken. 

Auf internationalem Niveau, können Organisationen zum Zweck flieszender 
geopolitischer Interessen auf terroristische Schwarzlisten kommen und wieder runter 
genommen werden. 

Der ANC (African National Congress) von Nelson Mandela zum Beispiel wurde 
lange Zeit von den vereinten Nationen als terroristisch klassifiziert, bevor er von allen 
Demokraten der Welt mit Honig beträufelt wurde. Die Staaten zeigen in bestimmten 
Momenten mit dem Finger auf einige Personen « das sind die Monster »und legen so 
den Aktionen, Praktiken und Gedanken ihre politische Ausrichtung bei. Das ist nichts 
als eine Art, einen inneren Feind zu erschaffen gegen den sich die Bevölkerung 
zusammen schlieszen muss, um ihn zu vernichten. Tatsächlich riskiert man jedes 
mal , wenn man sagt « wir sind keine Terroristen » oder « die Leute da sind keine 
Terroristen » und in etwas geringerem Grade « wir sind alle Terroristen », die 
Kategorie « Terrorist » zu reaktivieren und auszufüllen, was niemandem dient als den 
Staaten und denen die sie unterstützen. Es ist also genauso problematisch sich zum 
Terrorismus zu bekennen, wie ständig bereit zu sein sich von ihm zu distanzieren. 

Es ist sinnvoller zu zeigen, wie diese Figur des groszen bösen Wolfs diskutiert wird: 
um Angst zu machen und eine in allem immer stärkere Kontrolle zu bestätigen: das 
ist der « plan vigipirate » (Antiterrorismus-masznahmen/ Überwachung) , das sind 
die Militärs in den Bahnhöfen, die Registrierung zahlreicher Personen, die immer 
häufigeren Identitätskontrollen... Der Antiterrorismus bestätigt die sozialen 
Widersprüche in spektakulärer Art und Weise, wodurch er Teil hat an der generellen 
Verhärtung der Gesetzgebung. 


Weit entfernt davon eingeschränkt zu sein auf bestimmte « Ausnahme »Prozesse, 
gelten diese Verhärtungen für den Alltag in den Straszen, Kommissariaten, den 
Gerichten und den Knästen: Polizeistationierung, systematische DNA Abnahmen , 

« peine plancher » ( Abschaffung des Strafmilderung, verhärtete Mindeststrafen), 
elektronisches Armband, generalisierte Gewahrsamnahmen, Gefängnisgebäude für 
Minderjährige...Der Antiterrorismus ist eine der vielfältigen, regelmäszig von den 
Machthabenden angewandten Formen der Repression. Sie gehorchen ihren eigenen 
Logiken: die dominierende Klasse verordnet ihre Gesetze, entscheidet was ihren 
Interessen nach legal ist und was nicht. Der Polizei- und Gesetzesapparat zielt darauf 
ab, die kapitalistische Ordnung aufrecht zu erhalten. Er vollzieht dies indem ein Teil 
der « gefährlichen Klasse » weg gesperrt wird, damit alle anderen besser zur Arbeit 
gezwungen werden. Das ist warum die Justiz sowohl die Handlungen, als auch die 
sozialen Profile der Beschuldigten verurteilt, wodurch ihnen meist Gefahrenpotential 
unterstellt wird. Umso weniger eine Person die Mittel hat eine soziale oder 
wirtschaftliche Garantie darzustellen, umso mehr riskiert sie ins Gefängnis zu 
kommen. Die Justiz ruht sich auf der Sicherheit aus, nach welcher die Bullen die 
Wahrheit sagen und die Armen schuldig sind. Man macht sich ohnehin nicht die 
Ilusion der Möglichkeit einer gerechten Justiz, eines Rechtsstaates der die 
Interessen eines\r Jeden vertritt. Der anti terroristische Prozess muss wahrgenommen 
werden, als ein Mittel des Staates, angesichts derer die ihn in Frage stellen, um die 
zu zerstören und zu stigmatisieren, die sich seinem Geschmack nach nicht genug 
unterwerfen.(5) 


NICHT SCHULDIG,NICHT UNSCHULDIG 


V 


BEIM LESEN VON ZEITUNGSARTIKELN oder Polizeiberichten versteht man, 
dass ihr Ziel ist, sowohl das Profil der Schuldigen, als auch der Unschuldigen zu 
konstruieren. Die prinzipielle Frage entsteht also: « Hätte er oder sie diese oder jene 
Tat begehen können? ». Viele habend bei denen von Tarnac gesagt: « Lasst sie frei, 
denn sie sind unschuldig »; Es erscheint wichtig sich von den Betrachtungsweisen der 
Bullen und der Gerichte zu distanzieren, nicht die Freilassung von Personen auf 
Grund ihrer Unschuld zu fördern? 


(5) Über diese Fragen siehe (Tanz mit dem Staat- Denunzieren der Ausnahme bis zum vergessen der Justiz) 
“Danse avec l'Etat — Denoncer l'exception jusqu'a en oublier la justice”, März 2009, l'’Envolee nr 25 auf 
http. /REPOSITO.INTERNETDOWN.ORG/CHRONIQUES/DANSE.PDF 
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aber ihre Freilassung unabhängig von ihrer Schuld oder Unschuld zu fordern. Eine 
Frage die uns wenig bringt, weil sie uns nicht in dem Ausdruck unserer Solidarität 
beeinflusst. Trotzdem kann das Kritisieren der Interpretation von Fakten eine wichtige 
Fragestellung sein, zum Beispiel die Infragestellung der Bennenung der 

« unsichtbaren Zellen »( cellule invisible) gebraucht von der Justiz um über die Leute 
von Tarnac(6) zu sprechen. Dass die solidarischen Menschen die Freilassung der 
Beschuldigten fordern, ob sie nun schuldig oder unschuldigen seien, verhindert 
nicht,dass die Letzteren sich ihrer Anschuldigungen wegen verteidigen müssen und 
vor Gericht repräsentative Vorweise zeigen ( Arbeit, Wohnung...); Aber vorher 
öffentlich die Profile Unschuldiger hinzustellen, verleitet uns dazu von den 
Personalitäten der Beschuldigten, ihren Lebensläufe, ihren Gewohnheiten, ihren 
Situationen zu sprechen... Das was nicht nur uninteressant ist, sondern umsomehr 
begreiflich machen will, dass es zwei Kategorien von Leuten gibt: « die guten 

Leute » dermaszen freundlich und unbescholten, als das sie nichts als unschuldig sein 
können und die anderen eindeutig Schuldigen, meist den « gefärlichen Klassen » 
zugehörig, was heiszt der Volxklasse. Sich solidarisch zu bekennen auf der Basis der 
Unschuld der Beschuldigten führt darüber hinaus darauf zurück dass die Justiz wie 
gewohnt handeln sollte, was bedeutet « die Schuldigen » zu verurteilen. Letztendlich 
billigt dies den normalen Justizablauf und appelliert an einen Rechtsstaat. 
Schlieszlich ist es problematisch zu sagen, dass die Leute nicht das Profil hätten, dass 
sie niemals hätten diese Handlungen begehen können, die für uns Teil eines sozialen 
Kampfes sind. Dies heiszt, dass die Menschen weder ein sozial-wirtschaftliches 
Profil, noch Ideen, noch Gedanken, die gebunden sind an die vorgeworfenen 
Handlungen hätten. Es ist offensichtlich notwendig die Montage von Politik und 
Medien zu dekonstruieren ; weil aber dies allen Platz im öffentlichen Diskurs 
einnimmt, ist es eine politische Position: ein solcher Diskurs führt auch indirekt dazu 
sich von den Handlungen einer Revolte zu distanzieren. Er riskiert also an der Logik 
des Staates teilzuhaben, der beim weiterführen eines Aktes der Revolte, einen 
weitreichenderen Akt der Revolte in Verruf bringen will. 


(6) Anlässlich einer Pressekonferenz beteuerte der pariser Staatsanwalt, Jean-Claude Marin,dass die “9 von Tarnac” 
einer terroristischen Organisation angehörten die sich selbst als “unsichtbare Zelle” bezeichne. In Wirklichkeit griff die 
Anklage den Schriftzug “unsichtbares Comitee” eines Buches auf, der von den Bullen Julien Coupat zugeschrieben 
wird, indem sie nur das Wort “Comitee” durch “Zellen” ersetzen;ein Begriff der im allgemeinen verwendet wird um 
die Mitglieder einer terroristischen organisation zu bezeichnen. Diese rüde Manipulation wurde nachher im 
Gleichklang von den Medien wieder verwendet 


Es ist im Gegenteil besser sich mit den Handlungen der Revolte solidarisch zu zeigen 
und die Schuld oder Unschuld der Angeklagten wenig Bedeutung zuzuteilen. 


Wer bezahlen kann hat die Wahl 


IM FALL DER BESCHULDIGTEN von Tarnac, wird der Dikurs über die Unschuld, 
durch den Bezug auf die Lebensarten zweiseitig. Die Anschläge der 
Unterstützungskomitees von Tarnac bestätigen: « Wer ist attackiert? Das sind unsere 
Kämpfe, unsere Worte, unsere Lebensweisen, unsere Waffen, unsere Freundschaften 
und unsere Möglichkeit die Ordnung der Dinge anzugreifen... » Die 
Unterstützungskampagnen für die Beschuldigten von Tarnac hat die Frage der 
Lebensweise vorangestellt. Man hat sich viel angehört: « seid solidarisch mit uns: 
wenn wir angegriffen werden, weil wir zu mehreren auf dem Land leben ». Nun, wir 
denken nicht, dass der Staat die Leute wegen ihrer « Lebensweisen » angreift. Diese 
Einstellung stellt uns vor Probleme auf anderem Niveau. Zunächst werden in den 
zahlreichen juristischen Rechtslagen die Lebensarten aus allen Bauteilen 
zusammengestellt. Die Machthabenden und die Medien kreieren das Bild, das ihnen 
nützlich erscheint; Die Karikatur der Lebensweise ist die Basis für jede 
Zeitungsnotiz. So seien die Personen von Tarnac seltsam, weil sie kollektiv auf dem 
Land lebten und kein Handy hätten. Umgekehrt, der Mensch, der angeklagt wurde 
der Fnar (Front national arme revolutionnaire ou front national anti-radar (gegen 
Blitzer- Kamera Überwachung auf den Straszen)) anzugehören sei seltsam, gerade 
weil er isoliert lebe, weil er allein in seiner Wohnungen lebe! Antwort auf die Frage 
der Lebensweisen ist an einem Ort zu bleiben, den die Medien gern haben, ohne 
jemals die politische Spannweite der Kategorisierungen in Frage zu stellen; ein Ort, 
an dem die Fragen der sozialen Verhältnisse ausgeräumt sind. 
Weiterführend beruht dieser Diskurs auf der Verführung, sich als eine politische 
Gefahr zu sehen. Keine Lebensweise an sich ist jedoch subversiv. Sicher, wir haben 
es nötig zu mehreren die Lebensarten auszuprobieren und hier und jetzt die 
Verhältnisse zu überdenken ( Geschlecht, Ausbeutung, usw.) Dies kann eine Menge 
Endwirrung, gegenseitige Hilfe, Solidarität im Alltag sein, um sich besser oder 
weniger schlecht zu befreien. Das sind auch Aspekte bei alltäglichen Kämpfen, die 
sich verändern: plötzlich organisiert man sich gemeinsam, um sich Nahrung zu 
verschaffen, um eine Küche an dem Ort, den man besetzt hat zu improvisieren, um 
diesen Ort, wo man auch schlafen wird zu verteidigen... Jedoch entflieht man den 
sozialen Verhältnissen nicht. 
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Trotzdem greift man die sozialen Verhältnisse nicht an (dies bedeutet Privateigentum, 
Ausbeutung etc.) indem man zusammen isst, arbeitet, kultiviert oder sogar ein Haus 
zu 10 besitzt, man attackiert sie auch nicht. Es ist unmöglich auszerhalb des 
kapitalistischen Systems zu leben. Das Modell der Alternative, diese kleine Blase, in 
der man versucht anders unter sich zu leben, hemmt in nichts die Wege des Kapitals. 
Es also als ein politisches Leitbild darzustellen, dass die Gegebenheiten bietet, um 
der Ordnung der Dinge zu trotzen...Das ist im besten Fall eine naive Illusion, im 
schlimmsten Fall eine Lüge; Die Idee der von der kapitalistischen Wirtschaft 
unabhängigen Existenz, die als politischer Grundsatz dienen könnte, um Attacken zu 
führen, ist ein Köder. Eine Mystifikation, die riskiert, zu verschlossenen 
Gemeinschaften zu führen, die die Kodierungen untereinander verstärken und die 
militanten Ghettos schaffen. So sagt, in einem Gefängnisinnenhof ein Gefangener 
zum Thema Tarnac : »Da gibt es einige Ideen, die mir gefallen, aber das Problem 
ist, dass ich nicht auf dem Land leben könnte! » 


Dieser Diskurs über die Lebensweisen löst allerdings eine sehr spezielle Art die 
Politik, die die real existierenden Bedingungen der Mehrheit leugnet. Das ist eine 
Sichtweise, bei der, der Antrieb nur die Wahl wäre: der Wille zu Mehreren zu leben, 
lieber als zu arbeiten, Geld zu haben oder im Gegenteil zu deklamieren, dass es unter 
uns nicht existiere. Aber es bedarf noch immer den entsprechenden Mittel, um diese 
Wahl zu treffen. Eine Wohnung zu besetzen ist oft eine Notwendigkeit und der 
Groszteil der Leute versucht möglichst keine zu erdulden. Auch wenn alle 
Entscheidungen treffen, ist es die mit dem mehr oder weniger freigelassenem Rand 
und mit sehr unterschiedlichen Konsequenzen. Das Geld ist eben das,was erlaubt, 
sich von materiellen Notwendigkeiten zu befreien, der Platz zum atmen, um nicht 
mehr daran zu denken. Das Problem ist weiszumachen, der Wille sei Motor aller 
Dinge, wobei der Kontext der sozialen Situationen verleugnet wird... Nun, diese 
politische Einstellung besteht einfach darin, glaubhaft zu machen das alle, jeder Zeit 
die gleiche Freiheit zu wählen hätten. « Diese Stellung|[...] ist im Wesentlichen Teil 
der Ordnung der Handelsfreiheit: wer zahlen kann hat die Wahl ». 


Sie macht nichts als die existierenden Unterschiede zu ergründen. Sie begleitet die 


Separationen innerhalb der verschiedenen Klassensegmente, die sich in diesem Sinne 
bei 


(7)”Un autre emploi de l'argent”( eine andere Nutzung/Stellung vom Geld), Mai 2005, Meeting 2, verfügbar auf 
HTTP:/MEETING.SENONEVERO.NET 
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der Kämpfe begegnen können. Eine solche Begegnung hat gewiss nichts 
voraussehbares. Aber, die Stellungnahme die auf der Sprache der echten Separation 
beruht lässt ihre Überschreitung in der Realität nicht zu. Im Gegenteil durch ständiges 
leugnen führt diese sie weiter und provoziert ein bisschen mehr die Vertiefung der 
Unverstandenheit zwischen den verschiedenen sozialen Gruppen, die sich in den 
Kämpfen begegnen und manchmal zusammenschlieszen. 


Wir denken im Gegenteil, dass aufgrund der permanenten Separationen und der 
sozialen Widersprüche das Auftreten der Kämpfe unausweichlich ist. Die Begegnung 
zwischen den Ausgebeuteten wird also möglich und ist selbst eine Herausforderung 
des Kampfes; Die Begegnung zwischen allen denen die gemeinsam und doch nicht 
gleichermaszen ausgebeutet sind. 


Pfleg deine linke 


DIE ÖFFENTLICHE VERTEIDIGUNG einer Lebensweise stellt uns letztlich vor 
Probleme in Sachen politischer Taktik, das heiszt in den Zusammenschlüssen die sie 
entwirft. Dem folgt eine zweckmäszige Doppeltaktik : Der Diskurs über die 
Lebensweisen wurde verwendet, um zu verführen; nicht nur Dank der Idee eine 
politische Gefahr darzustellen, sondern auch indem man mit allen Mitteln der 
Ehrwürdigkeit volles Gehalt versucht zu geben, um sich so das Wohlwollen einer 
bestimmten Linken zu zuziehen. Der Diskurs über die Lebensweisen wird also zum 
Operator seiner Wiederzusammenstellung. 


Die Instrumentalisierung der Sache Tarnac von der Linken ist besonders krass. So 
riefen gleich 2 Tage nach der Affaire die groszen Gewerkschaftszentralen « Sud » 
Provokationen und Terrorismus aus, welche schnell in die Sparte der Demokraten, 
Parteien und Links Intellektuellen rutschten alle einig in der Stimme der 
Denunziation « die Ausnahmegesetze » sind unvereinbar mit einem 

« demokratischen Rechtsstaat ». Die Referenzen der « Verweigerung der Demokratie 
sind soweit gegangen, dass die Intellektuellen in « le Monde » eine Petition 
veröffentlichten, die zur Verteidigung der hoch heiligen Demokratie aufrief. Mit dem 
Wissen, dass sich 
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hinter dem « alles in einen Topf schmeiszen » ein politisches System verbirgt, das 
die Verteidigung der Interessen eines jeden vorgibt, wobei es sich nur der winzigen 
Minderheit der Machthabenden widmet, stehen wir ratlos da. Das, was also bei 
diesem Wettlauf an Ehrbarkeit weg fällt, ist die Möglichkeit ein Solidaritätsband mit 
allen denen, die vom Staat angegriffen werden zu kreieren, die diese Mittel der 
Ehrbarkeit weder geben können, noch wollen. Mit allen denen, die ihren 
Verhältnissen nach aktiv beteiligt sind an den konfliktreichen sozialen Situationen. 


Alte Hirngespinste 


V 


DER DISKURS ÜBER DIE LEBENSWEISEN schaffen neue Abtrennungen und 
erweist sich so vielmehr unfähig, die vom Staat erschaffenen Kategorien zu 
zerstören : » Jugendliche der Vorstädte »(jeunes de banlieue) oder « anarcho- 
Autonome »... 

Seit zwei Jahren zieht der Staat in seinen Anschuldigen häufig die anarcho- 
autonomen, als die Verantwortlichen für die « Ausschreitungen » bei den sozialen 
Kämpfen heran. 


Während der Bewegung gegen das CPE wurden die gewalttätigen 
Auseinandersetzungen besonders die vor der Sorbonne in der Presse den 

« anarchistischen » oder « autonomen » Zerstörern zugeschrieben, die 
selbstverständlich als auszerhalb der Bewegung beschrieben werden. Die Polizei 
und die Journalisten gaben an, dass die Auseinandersetzungen, bei denen tausende 
Menschen einbezogen waren von einer Handvoll Individuen angeleitet und 
entschieden wurden. Und dies alles im Interesse der Figur des Anarcho- 
Autonomen : das Verkörpern ihrer eigenen Gesamtheit von illegalen kollektiven 
Praktiken (Tags, Erniedrigungen, Auseinandersetzungen,...). Sie Kreditiert auch die 
These nach der die Bewegungen immer von einer sichtbaren ( wie die 
Gewerkschaften) oder dunklen ( im November 2005 wurden die Islamisten als die 
Initiatoren der Unruhen in der Banlieue dargestellt) Macht initiiert und kontrolliert 
werden. Nach dem Brand im Abschiebeknast von Vincennes im Juni 2008 
beschuldigte die UMP* das « reseau Education sans frontieres » und die « collectifs 
de sans papiers » (Asylbewerber_innen Unterstützungskollektiv), verantwortlich für 
die Revolten im inneren des Knastes zu sein. Solche Manöver zielen darauf ab die 
sozialen Kämpfe von sicheren illegalen Praktiken zu entfernen und sie einem 
Auszerhalb zuzuschreiben. Man will uns glaubhaft machen, dass es nur eine 
Alternative gebe : Den Protest auf institutioneller Ebene oder « Terrorismus ». 


1(Bündnis aus der parteipolitischen rechten Mitte; gegründet zur Unterstützung von Jaque Chiraque, nun Bündnis das 
Sarkozy als Präsidenten stellt) 
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Der Antiterrorismus ist nichts weiter als ein vom Staat angewandtes Mittel um 
Proteste zurückzuhalten. Versuche die letztlich insofern zwecklos erscheinen, als die 
von sozialen Tatsachen heraufgezogenen Revolten sich nicht durch eine Gruppe, ein 
Milieu oder einen Dunstkreis begrenzen lassen. 


SABOTAGE,BLOCKADE,KONFLIKTE 


V 


IN DIESEM FALL wurden die Leute von Tarnac der Sabotage beschuldigt, 
Praktiken, die man in den sozialen Bewegungen wiederfindet und die Ausdruck der 
Klassenkonflikte sein können. 

In dieser Affaire hat man die Medien, die Gewerkschaftler und die Politiker entsetzt 
gesehen über die Idee, die Sabotagen der SNCF Linien seien von den Eisenbahnern 
gemacht worden. Welche Erleichterung war es also, als die Polizei angab die 
Verantwortlichen festgenommen zu haben, die sogenannten Mitglieder der 
«terroristischen Zellen ». Bestärkt von den entsprechenden Repräsentanten der 
sozialen Bewegung, die offenbaren : « Terrorismus » für Sud Rail (Gewerkschaft), 

« Provokation » für die LCR (Linkspartei), die behaupteten das « diese Methoden da 
waren niemals unsere, sind es nicht und werden es auch nie sein ». 

Im Herbst 2007 als die Eisenbahner gegen die Aufhebung der Arbeitskonventionen 
protestierten, wurden Sabotagen an den Gleisen gegen das Weichenstellungswerk und 
Verwaltungsgebäude vorgenommen. 2000 haben die Arbeiter von Cellatex den 
Anstieg ihrer Entlassungsentschädigungen « ausgehandelt » indem sie drohten giftige 
Produkte in die „Meuse“ aus zuschütten und die Fabrik in die Luft zu sprengen. 
Sabotageakte sind gängige Währung in der Arbeitswelt (Langsamkeit gegen den 
Arbeitstakt, verschluderte Arbeit nach einem Anschiss von der Obrigkeit, 
Computervirus auf die Rechner...Jund anderswo : der Schüler der Kaugummi ins 
Schloss schmiert, um sich über seinen Erdkundevortrag zu erheben, der Autofahrer 
der einen Blitzer unbrauchbar macht. 

Als solche haben die Sabotagepraktiken nichts von einer Doktrin ; sie sind nicht mehr 
die Taten von Aufgeregten oder Verschwörern, aber ein passendes Aktionsmittel (oder 
nicht), je nach Betrachtung der Sache und der Situation. Der gleiche Streiker der 
RATP (Pariser U-bahn-Unternehmen) kann Petitionen unterschreiben, sich an den 
Verhandlungstisch setzen und dabei sicher sein das wegen seiner Sabotage der Bus 
nicht rollt. 


14 


Innerhalb der sozialen Bewegungen kann sich diese 
Praxis mit anderen Aktionsarten, wie Versammlungen, 
Besetzungen, Blockaden, einreihen ...die alle von der 
Suche nach Wirksamkeit zeugen und ihr Interesse “. 
ausschlieszlich im Kontext finden. Isoliert betrachtet 
zeugt die Sabotage nicht unbedingt von der Radikalitätt 4 ® 5 - 
eines Konflikts, sie wird nicht unbedingt von einer 

generalisierten infrage Stellung begleitet. Die « Feldbesetzer » (Faucheurs 
volontaires) angeführt von Jose Bove*, haben illegale Praktiken nur mit dem Ziel 
genutzt eine anti Gen Lobby zu konstituieren und um besser die Gesetze zu 
reformieren. Auch wenn jeder Kritik der Welt, die die GMO produziert entsagt wird, 
ist es dennoch vergebens zu denken ihre Entwicklung verhindern zu können. 


Legalität oder Illegalität ? Die Frage stellt sich nicht nur in diesem Rahmen. 
Anlässlich der sozialen Bewegungen, macht man einfach das, was den Gegenüber am 
meisten stört. «Die Legalität ist nicht mehr unüberwindbare Grenze, als das die 
Illegalität eine Grundsatzeinstellung erfordert». Übrigens hängt die Legalität 
bestimmter Aktionen nur sehr gering von den kämpfenden Leuten ab. Eine zunächst 
legale Demo kann umgehend, durch eine einfache Vorlage des Polizeipräsidenten 
illegal werden. Die Suche nach Kampfformen in den sozialen Bewegungen, wo sich 
das Antistreikarsenal verhärten, ist heute mehr als zuvor dringlich, insbesondere 
durch die Einrichtung der Grundversorgung. In den Medien werden die Transport- 
oder Schulstreike mit Geiselnahmen gleichgestellt. 2008 behauptet ein jubilierender 
Präsident (Sarkozy)(ein bisschen vorschnell) vor dem Vorstand der Arbeitgeber : 
«nun wenn es einen Streik gibt, bemerkt das niemand in Frankreich ». Die politischen 
und juristischen Handhabungen werden zur Regel. Der Streik in seinen legalen 
Modalitäten berührt immer weniger die Brieftasche. Um die Streike ihrer 
Wirksamkeit zu entleeren zögert die Gegenseite nicht, das ganze Arsenal der 
Umgehungen (Einstellung von Prekären, lock out) zu nutzen. 


(10) Wir machen den Unterschied zwischen spektakulären Aktionen von Freiwilligen die einen Dialog mit dem Staat 
errichten und den zahlreichen anonymen Sabotagen im Feld der Experimentation. 

(11)Die Oberleitung die über den Wald hinwegtäuschte, November 2008 Text zugänglich auf der Seite 

http://www. COLLECTIF-RTO.ORG 

(12)Anlässlich eines sozialen Konflikts, entschied die Leitung die Fabrik zu schlieszen, und weil es möglich ist 
gliederten sie die Produktion aus. 

(13)Jose Bove Gründungsmitglied führende Figur eines französischen Bauernverbandes, der sich in den 1980er 
Jahren als alternativ-linkes Gegenstück zum etablierten Bauernverband (FNSEA) formiert hat. Bove ist seit 2009 
Abgeordneter des Europäischen Parlaments. Bekannt durch Antigenmais Aktionen etc. 
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In diesem Zusammenhang werden einige Praktiken, wie Aktionstage und 
gewerkschaftliche « Höhepunkte» fallen gelassen. Weniger weil die, die sie 
initiieren, Linke und Gewerkschaftler, als solche in Frage gestellt werden, aber weil 
mehr und mehr betroffene Leute ihre Unwirksamkeit feststellen. 


Andere Praktiken, in der Tat illegale, die immer existiert haben tendieren im 
Gegenteil dazu sich zu vermehren : wilde Streike, Sabotagen, Blockaden...so sind in 
den letzten 15 Jahren Blockaden ein zentrales Mittel der Bewegungen geworden. 
Die Erinnerungen an den Dezember 95 sind natürlich noch frisch. Zwei Monate lang 
fuhr nicht ein einziger Zug, « Das Land ist tatsächlich lahm gelegt. Die Metropolen 
nehmen ein noch nicht da gewesenes Gesicht an, die sozialen Verhältnisse, 
insbesondere die Solidarität wird alltäglich ». 2003 stellte sich diese Frage wieder 
(wie zum Beispiel bei der ABI Blockade), aber « die Gegenfeuer sind da. Die 
Verkehrsgewerkschaften erreichen die Verhinderung einer Ausdehnung des 
Lohnstreiks des SNCF( wie deutsche Bahn) und der RATP;...], die Straszen 
erscheinen wie gewohnt, alles läuft ». Die Lehren der Niederlagen wurden von der 
CPE* Bewegung und der Schülerbewegung von 2007 gezogen: die Blockaden der 
Gleise und Bahnhöfe werden sich den wilden Demonstrationen anschlieszen. 


Neulich noch 2008 der Eisenbahnerstreik (in Deutschland), wilde Streike des 
Flugwesens (Alitalia in Italien)... Diese Praktiken ragen weit über die Kämpfe der 
Eisenbahner oder Transporteure hinaus. Es reicht aus an die Lastwagenblockaden, 
die in Guadeloupe getobt haben zu denken...Diese Handhabungen sind nur eine der 
Formen der sozialen Konflikte. Wie es die Jugendlichen der RATP Paris 2007 sagten 
« wir wollen nicht einfach nur streiken, und dabei in unserem Lagerraum Wurst 
essen »... Und bei dieser Diskussion wurde der November 2005, als ein Beispiel für 
das Kräfteverhältnis angeführt. Die sozialen Konflikte übertreten in allen Hinsichten 
die demokratischen Meditationen (Parteien, Gewerkschaften, von allen Strömungen), 
wie man im November 2005 in Frankreich und vor kürzerer Zeit in Griechenland, 
Ende2008sehenkonnte. 


Die sozialen Bewegungen und die Massenunruhen sind nicht die einzigen 
Ausdrucksmomente der Klassenkonflikte... Dieses System kann nicht länger 
Verbesserungen der Existenzbedingungen versprechen, dabei aber ihre Verarmung 
bewirken, wie auch die Verhärtungen neulich, als Konsequenz der Finanzkrise 
zeigten. Innerhalb dieser Bedingungen sind egal welche Punkte der Herausstellung 
des Klassenkonfliktes, sei es der des Widerstands gegen Abschiebungen, gegen 
Entlassungen oder die Zusammenstöszze mit den Bullen, zahlreiche und 
unvorhersehbareBrennpunkte. 
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Die Machthabenden verwenden diese Repression logischerweise, um die 
verschiedenen Dynamiken zu isolieren. Anlässlich der Repression gegenüber 
Einzelpersonen und Individuen, ist es an der Zeit, sich daran zu erinnern, dass egal 
welche Werkzeuge der Staat nutzt um Kampfmittel anzugreifen, er macht dies in 
dem Rahmens der Klassenkonflikte, um einen Protest im gröszeren Ausmasze zu 


verhindern. 


Die Verteidigung der Unterstützer von Tarnac organisierte öffentlichen Diskurse über 
zwei Gesichtspunkte : die Verteidigung der Beschuldigten die angeblich wegen ihrer 
alternativen Lebensweise attackiert worden seien und die infrage Stellung dessen, 
was als neue Staatsform bezeichnet wird oder die Abweichung vom Gesetzes 
bedeutet. Dieser öffentliche Diskurs repräsentiert gekonnt die Widersprüche der 
aktuellen Kampfzyklen, die sich noch stärker innerhalb der Mittelklasse ausdrücken. 
Und in vielerlei Hinsicht scheint dieser Diskurs scheint für deren Interessen geformt 
geworden zu sein. 


So, der Diskurs über die Lebensweisen erlaubt neue Bedürfnisse (neue Formen des 
Umgangs, der Wirtschaft ...)zu bekräftigen. Aber weit entfernt von einer 
kommunistischen Sichtweise, denn diese bringt im Bezug auf Eigentum, Ausbeutung 
und Staat keinerlei Kritik mit sich, übersetzt er sich letztlich als eine Flucht in die 
Alternative. Das gleiche gilt für die demokratische Illusion die die Aufhebung der 
Antiterrorgesetze im Namen des Rechtsstaates fordert, die des guten wachsamen 
Bürgers. 


Tatsächlich bringt es uns weniger den raffinierten Machiavellismus dieser 


Verteidigungsstrategie anzuprangern, als die sozialen Widersprüche, der dieser 
entspricht zu verdeutlichen. Diese Strategie 
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zeigt die reelle Krise der Reproduktion, die einer ganzen Sparte innerhalb der 
Mittelklasse lebt- überzeugt von der Tatsache dass ihre Kinder schlechter leben 
werden als sie- und ihre Verbundenheit an das natürliche Verhältnis zum Staat. 
Dieser ständige Anruf an den « Wohlfahrtsstaat » ist credo dominant im aktuellen 
Kampfverlauf : gebunden an die existierende Rechtsverteidigung und die sozialen 
Errungenschaften schaffen es die Kämpfenden und die Bewegungen nicht sich los 
zumachen von einer strikter Reaktivität, die das Beschwören eines Gegenmodells zu 
Stabilität und Sicherheit verkörpert, das vom Wohlfahrtsstaat und Rechtsstaat 
beinhaltet wird. Dieses Limit schreibt sich ein in den Rahmen der Niederlagen der 
Arbeiterbewegung, der Umstrukturierung, die seit den 70ern wirkt, nieder. 

In der Mitte der Kämpfe geht dieses Gefühl der Klasse zu Gunsten der Figur des 
Bürgers progressiv zurück. 

Angesichts der Verarmung der Volx-Klasse zu Gunsten des Kapitals und zur 
Bestärkung des juristischen Arsenals, handelt es sich nicht darum das Kampffeld der 
Forderungen zu verlassen oder zu sagen dass sich alle Gesetzgebungen gleich sind. 
Es handelt sich darum offensive Kapitalhandlungen und Kämpfe zur Kenntnis zu 
nehmen, und sich trotzdem nicht in der Verteidigung des Wohlfahrtsstaates, der die 
staatliche Verlängerung der Umstrukturierung des Nachkriegskapitals ist, zu 
verlieren. 

Der Einsatz hat Grösze, denn eine echt beleiernde Doktrin gründet sich, sich 
insbesondere abstützend auf Slogans wie « unsere Kämpfe haben Gesetze 
erschaffen ». Diese Gesetze waren nun aber nicht « Eroberungen bedeutender 
Kämpfe » ; sie formulieren ein Kräfteverhältnis in einem klaren Moment (oft das 
Ende eines Kampfes) zwischen zwei Positionen antagonistischen Interessen. Man 
erhebt so wie zuvor Ansprüche mit Zielen vergangener sozialer Kämpfe und nicht 
mit deren durch Staat und Kapital geformte Eingrenzung als Ziel. Diese eingeführte 
retrospektivische Illusion legt also fest, dass die Summe der gewonnenen 
Klassenkämpfe nichts anderes ist, als die mühsame, langsame, gradlinige 
Herbeiführung an das Gesetzbuch. Gewiss wurden am Ende dieser Kämpfe 
Gewährleistungen in Kraft gesetzt, bei denen es sich aber um begrenzte Vorteile und 
die Einrichtung von Ausbeutungen handelt. Und diese wird auf Kosten der 
Entwaffnung der Offensive vollzogen und bleibt gern in Erwartung dessen was sich 
dort abspielte : Erarbeitung der Klassensolidarität, kollektive Praktiken und 
subversive und revolutionäre Zügelung. 

Die Kämpfe haben konkret nicht das Recht als Inhalt. Als die Bastille eingenommen 
wurde war dies nicht um das Wahlrecht zu erlangen, sondern weil sie ein 
Waffenlager war. Ebenso, ist es wenn die « mal loge » (Obdachlose/ 
Sozialwohnungsbezieher etc.) kämpfen ist dies vor allem um eine Unterkunft zu 
haben. Der Anspruch auf 
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das « Recht auf Unterkunft » (droit au logement ) » ist immer Sache der Verbünde 
und Parteien, die daher kommen und als alleinig denkbare Vermittler auftreten und 
Karriere machen, indem sie über den Kopf der Kollektive hinweg verhandeln. 


Diese Einstellung, die das Ganze nur auf die Rechtsverteidigung reduziert, 
verhindert also die Wiederaneignung der Kampfformen, die niemals ins Gesetz 
eingeschrieben waren, aber bei allen Bewegungen auftauchten, wie der wilde Streik, 
die Selbstreduktion, die kollektiven Wiederaneignungen oder Sabotage. Wir lassen 
den Liebhabern des Arbeitsgesetzbuches die Wahl, ins Gesetz das Recht auf 
Arbeitsverweigerung ‚, auf wilde Streiks, auf Maschinen Zerstörung, auf Sabotage, 
auf Prügeleien mit den Vorgesetzten, auf die Aufruhr in den Fabriken und auf den 
Fenstersturz der Chefs, einzuschreiben. 


Indem man das Gesetz als Ergebnis aller vergangenen und aktuellen Kämpfe 
wahrnimmt, wird jeder kritische Bruch verhindert, der als Kampfziel den Staat, die 
Demokratie und das Privateigentum hätte; der jedoch nicht dazu dient diese zu 
reformieren oder in ein vorgemachtes Auszerhalb zu entkommen, sondern um diese 
abzuschaffen. Sich solidarisch zu bekennen mit unverantwortlichen Handlungen 
also, die schon immer Mittel der Klassenkämpfe waren und dadurch erneut ihren 
politischen Sinn und ihre Zugehörigkeit am Klassenkonflikt zu bestätigen, geht in 
Richtung der Umkehrung der Perspektive. 
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Beitrag zu den Diskussionen 
über den Antiterrorismus 


Dieser Text geht aus dem Prozess 

kollektiver Diskussionen hervor. 
Weit davon entfernt sich auf eine öffentliche 
Verteidigung der „ Beschuldigten von Tarnac „zu 


beschränken bekräftigt er Stellungnahmen über den 
aktuellen Kampfformen. 


Wir denken daran diese Debatte weiterzuführen und 
diese kollektive Ausarbeitung auszuweiten. 


Schickt eure Texte, Kommentare und 
anderen Beiträge zu dieser Adresse: 


alleztrincamp@riseup.net 


